
Sehr geehrter Herr               ,

wir sind über die Kompromissanträge vom 27. Mai zutiefst erschüttert. Eine Bargeld-Ver-
ordnung nach diesem Entwurf bleibt selbst hinter dem Gesetzesvorschlag aus dem Minis-
terrat zurück. Wir hätten uns nicht vorstellen können, dass Ihre Fraktion einen solchen 
Kompromiss mitträgt.

Dieser Kompromiss ist der Sargnagel für das Bargeld. Wie viel gelten Ihnen die Belange 
von Kindern, Senioren, Blinden, Behinderten und von Menschen, die ihre Privatsphäre 
beim Bezahlen schützen oder die eine gute Kontrolle über ihre Ausgaben bewahren wol-
len? Mit den Kompromissanträgen ebnet Ihre Fraktion den Weg für Digitalzwang in der 
U-Bahn, beim Gang auf die Behörde oder beim Parken vor einem Krankenhaus.

Gehen Sie wirklich davon aus, dass die Bürger noch Bargeld im Geldbeutel haben möch-
ten, wenn sie beim Einstieg in den Bus ihr Ticket nicht bar bezahlen können? In Deutsch-
land ist das immer öfter der Fall. Das muss rückgängig gemacht werden.

Erläuterung: Der Kompromissvorschlag legalisiert die Ablehnung von Bargeld 
beim Automatenverkauf im gesamten Euroraum. Der „unmanned point of sale“ wird 
klar definiert und schließt explizit „ticketing machines“ ein, aber auch „parking 
meters“. Somit darf jeder Nah- und Fernverkehrsbetrieb Bargeld am Fahrscheinau-
tomat ablehnen. Schlimmer noch: Die Nationalstaaten könnten die Verkehrsbe-
triebe nicht mehr so leicht auf die Akzeptanz verpflichten, weil dies der EU-Regel 
widerspräche.

Wenn die Leute kein Bargeld mehr verwenden, geht die Bargeld-Infrastruktur zugrunde. 
Nehmen Sie tatsächlich an, dass die Menschen noch Bargeld nutzen wollen, wenn sie 
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damit weder ihren Personalausweis beantragen noch das Auto zulassen können? Wie 
sieht es mit der Eintrittskarte in das kommunale Schwimmbad aus? Die Kompromissanträ-
ge schützen nicht vor immer neuen national verordneten Ausnahmen, die vermeintlich im 
öffentlichen Interesse sind.

Erläuterung: Eine Regel, wonach wenigstens Bürgerämter ohne Erschwernisse 
Bargeld akzeptieren, wurde aus dem Gesetzesentwurf wieder herausgestrichen. In 
der Realität bedeutet das: Eine blinde Person, die auf Bargeld angewiesen ist, wird 
vom Bürgeramt quer durch die Stadt geschickt zu einer fünf Kilometer entfernten 
Stadtkasse. Dort nimmt man gnädigerweise Bargeld entgegen. 

Ist das von Ihnen so gewollt, sehr geehrter Herr               ? Dass man mit Bargeld nicht 
mehr durchs öffentliche Leben kommt? Dabei wäre alles so einfach: In unmittelbarer Nähe 
zu dem Ort, an dem ein Betrieb zur Annahme des digitalen Euros verpflichtet ist, sollte er 
auch Bargeld akzeptieren.

Sie als Vertreter des Volkswillens und versiertes Mitglied im Währungsausschuss wissen, 
dass das höchste Gut einer Währung Vertrauen ist. Ein Zahlungsmittel, das nicht flächen-
deckend genutzt werden kann, hat keine langfristige Überlebenschance.

Ich empfinde es als beschämend, den unmissverständlichen Willen von 85 Prozent der 
Europäer, die sich die Wahlfreiheit wünschen, mit Bargeld zu bezahlen, zu ignorieren und 
sogar schwerwiegenden Grundrechtsverletzungen Tür und Tor zu öffnen.

Erläuterung: Der Verweis auf EU-Richtlinie 2022/2557 in Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe ba ist ein äußerst schwaches Bekenntnis zum Grundrecht auf öffentliche 
Teilhabe. Damit sagt Ihre Fraktion: Der Zugang zu essentiellen Dienstleistungen ist 
auch dann gegeben, wenn Menschen ohne Bankkonto, Kinder oder Behinderte im 
Kundenzentrum am Hauptbahnhof ein Mehrfahrtenticket mit Bargeld erwerben kön-
nen, kurz: Wer teilhaben will, muss erst zum Hauptbahnhof pilgern. Schade, dass 
die Stadtkasse genau in der anderen Richtung liegt. Die fünf Kilometer wegen dem 
Reisepass musste die Seniorin deshalb zu Fuß zurücklegen. Denn nur an der 
Stadtkasse nimmt man Bargeld an.

Sie lassen zu, dass öffentliche Einrichtungen Bargeld ablehnen. Sie lassen zu, dass die 
Nationalstaaten immer neue Ausnahmen verordnen. Dass Sie das tun, wirft auf allen Ebe-
nen Fragen auf. Damit lassen Sie zu, dass es mit dem Bargeld schleichend zu Ende geht: 
In der ersten Phase degradiert das Bargeld zum Mittel der Krisenvorsorge. Gleichzeitig 
zerfällt die zugehörige Infrastruktur, da deren Kosten im Verhältnis zur Zahlungshäufigkeit 
zu hoch sind. In der zweiten Phase, nachdem der digitale Euro als gesetzliches Zahlungs-
mittel eingeführt und etabliert wurde, beginnt die Diskussion darüber, ob sich der Staat das 
Bargeld als Zahlungssystem überhaupt leisten kann.

Der Kompromissvorschlag kommt mit Hintertüren für die Verdrängung von Bargeld. Das 
wird das Vertrauen in die Politik beschädigen. Eine gute Demokratie bildet die Wünsche 
der Bürger in den Gesetzen ab. Es geht nicht um die Wünsche der Banken und der Vertre-
ter der nationalen Regierungen. Es geht um den Willen der Bürger.
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Noch ist das Kind nicht in den Brunnen gefallen. Lassen Sie Vernunft walten und setzen 
Sie den Wunsch der Bevölkerung in europäisches Recht um.

Oder haben Sie den Mut, Ihren Wählern den Abschied vom Bargeld zu verkünden. Und 
mögen Sie dann standhaft genug sein, die Reaktionen zu ertragen. Das wäre zumindest 
ehrlich.

Dieser Brief wird veröffentlicht.

Mit freundlichen Grüßen

_________________________
Hansjörg Stützle

PS: Wir verweisen auf unsere früheren Schreiben vom 18. Juni 2025, 6. November 2025, 
9. April 2026 und 8. Juni 2026.

Seite 3 von 3


